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Vertrag zur Ausschreibung EU-A/P 02/2024
Entsorgungsleistungen
Los 3 –Mainz
zwischen dem

Südwestrundfunk
Anstalt des öffentlichen Rechts
vertreten durch den Intendanten Prof. Dr. Kai Gniffke
Neckarstr. 230
70190 Stuttgart

- nachfolgend SWR genannt-
und
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- nachfolgend AN genannt-
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	Gegenstand des Vertrages ist die selbständige Durchführung der gesamten Leistungen gemäß der Ausschreibung mit dem Aktenzeichen EU-A/P 02/2024, hier betreffend Los 3. 

§ 2 Vertragsbestandteile
Im Falle eines Zuschlags gelten in folgender Reihenfolge:
· dieses Vertragsdokument
· die Verfahrensunterlagen vom 10.04.2024 inkl. Leistungsbeschreibung und ggf. die Bieterrundschreiben
· die Besonderen Vertragsbedingungen zur Erfüllung der Tariftreue- und Mindestentgeltverpflichten nach dem Tariftreue- und Mindestlohngesetz für öffentliche Aufträge in Baden-Württemberg (Anlage 8),
· die Allgemeine Beschaffungsbedingungen (ABB) des SWR, BR und des SR und deren verbundenen Unternehmen für Lieferungen und Leistungen (Stand 01.05.2023 (siehe Anlage 1),
· das Angebot des Bieters,
· die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B)
Ergänzend zu den Vergabeunterlagen gelten im Übrigen die deutschen Rechtsvorschriften. Allgemeine Geschäfts-, Liefer- und Zahlungsbedingungen des Bieters sind ausgeschlossen.
§ 3 Leistungsumfang
1. Die Art und Umfang der vom AN zu erbringenden Leistung ist in der Leistungsbeschreibung der Verfahrensunterlagen mit dem Aktenzeichen EU-A/P 02/2024 geregelt. 
2. Der SWR ist aufgrund dieses Vertrages nicht verpflichtet, eine bestimmte Menge der ausgeschriebenen Leistungen abzunehmen oder ein bestimmtes Volumen zu beauftragen. 
3. Die Entsorgung sämtlicher Abfälle hat gemäß den Vorgaben des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz und den im Übrigen einschlägigen gesetzlichen und behördlichen Spezialvorschriften und Vorgaben ordnungsgemäß zu erfolgen.
4. Der AN gewährleistet dem SWR volle Entsorgungssicherheit unter Berücksichtigung aller gesetzlichen Bestimmungen. Die Leistungen werden für die Standorte des SWR aufgrund der schriftlich vereinbarten Abholverfahren /-rhythmen vom AN durchgeführt. 
	Die Ausführung von Beauftragungen außerhalb dieser vereinbarten Abholrhythmen     durch Einzelabrufe muss dennoch gewährleistet werden.
5. Ziel dieses Vertrages ist es, absolute Entsorgungssicherheit zu gewährleisten, die Gesamtentsorgungskosten für jeden der genannten SWR-Standorte zu senken und die Qualität der Entsorgungsleistungen langfristig zu erhöhen, durch Prozessverbesserungen jährliche Einsparungen zu bewirken, sowie administrative Tätigkeiten des SWR an zentralen Stellen des AN zu bündeln.
	  Die Parteien unterstützen sich gegenseitig im Aufbau dieses Entsorgungssystems.
6.   Der AN verpflichtet sich, störungsfreie Betriebsabläufe zu gewährleisten. Der AN wird den SWR über Fälle, in denen eine vertragsgemäße Leistungserbringung nicht möglich ist oder bei sonstigen Problemen, die eine vertragsgemäße Leistungserbringung gefährden, unverzüglich informieren und auf mögliche Konsequenzen hinweisen. Für daraus, dem SWR entstehende Schäden haftet der AN gemäß § 9. 
		
§ 4 Gesetzliche Vorschriften / Genehmigungen / Zertifizierung
1. Der AN ist verpflichtet, die nach diesem Vertrag zu erbringenden Leistungen entsprechend den gesetzlichen Regelungen und sonstigen einschlägigen Bestimmungen und Vorschriften auszuführen. Diese sind insbesondere:
· gültige Zertifizierung als Entsorgungsfachbetrieb;
· die Pflichten und Mitteilungen gem. KrW-AbfG sowie der untergesetzlichen Regelwerke;
· Umweltschutzbestimmungen, insbesondere Vorschriften des Wasser-, Immissionsschutz- und Chemikalienrechtes;
· Arbeitsschutzbestimmungen, insbesondere Berufsgenossenschaftliche Vorschriften (BGV) und Unfallverhütungsvorschriften (UVV);
· öffentliche Straßenverkehrsregelungen, insbesondere im Zusammenhang mit dem Transport von Gefahrgütern (ADR);
· die mit den Anlagengenehmigungen verbundenen gesetzlichen Regelungen (z.B.: aus BImSchG und BImSchVerordnungen);
· die Anlagengenehmigungen;
· Brandschutz- und Unfallverhütungsbestimmungen;
· Sicherheitsanforderungen, Sicherheitsüberprüfung;
· DSGVO;
· Kommunale Gesetze, Verordnungen und Richtlinien mit Bezug auf den Transport und die Entsorgung von Abfällen. 
2. Der AN besitzt während der gesamten Vertragslaufzeit, alle zur Erbringung der ausgeschriebenen Leistungen nach diesem Vertrag erforderlichen behördlichen Genehmigungen/Zertifizierungen. 
3. Der AN wird den SWR unverzüglich informieren, wenn eine erteilte Genehmigung/Zertifizierung zurückgenommen, eingeschränkt, widerrufen wird oder erlischt oder wenn einem Auftrag auf Verlängerung der Genehmigung nicht stattgegeben wird oder eine Verlängerung mit zusätzlichen Bedingungen oder Auflagen verbunden ist. 
4. Der AN wird dafür sorgen, dass nur Fahrer eingesetzt werden, die über eine gültige Fahrerlaubnis zum Führen der jeweils eingesetzten Fahrzeuge verfügen.
Der AN gewährleistet, dass die von ihm eingesetzten Fahrzeuge sämtliche gesetzlichen und behördlichen Vorschriften und Vorgaben, die für die Durchführung dieses Vertrags notwendig sind, erfüllen und alle hierfür erforderlichen Genehmigungen, Berechtigungen und Zulassungen besitzen.

§ 5 Einsatz von weiteren Nachunternehmern
1. Die Einschaltung weiterer Nachunternehmer als der Benannten bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des SWR. Diese müssen eine gültige Zertifizierung als Entsorgungsfachbetrieb gemäß Entsorgungsfachbetriebeverordnung besitzen.
Ein gültiges EfB-Zertifikat des Nachunternehmers ist in diesem Falle vom AN dem SWR mit der Einholung der schriftlichen Zustimmung vorzulegen.
2. Setzt der AN einen Nachunternehmer ein, hat er durch entsprechende vertragliche Regelungen mit diesem dafür Sorge zu tragen, dass die Bestimmungen dieses Vertrags und die für die Erfüllung dieses Rahmenvertrages erforderlichen gesetzlichen und sonstigen einschlägigen Vorschriften und Bestimmungen durch den Dritten eingehalten werden.
3. Der AN bleibt gegenüber dem SWR zu jeder Zeit für die ordnungsgemäße Erbringung der untervergebenen Leistungen verantwortlich und haftbar.
	
[bookmark: _Toc283043323]§ 6 Pflichten des AN
1. Der AN verpflichtet sich, die Leistungen nur mit fachlich geschultem und zuverlässigem Personal durchzuführen. Der AN ist sich der Verantwortung über die Qualität und Zuverlässigkeit der Dienstleistung bewusst und stellt diese permanent sicher.
2. Der AN stellt sicher, dass die tätigen Arbeitskräfte im Besitz gültiger Aufenthalts- bzw. Arbeitserlaubnisse und die sonstigen Melde- und Nachweispflichten erfüllt sind.
3. Der AN hat für die Einhaltung arbeits- und sicherheitsrechtlicher Vorschriften Sorge zu tragen.
4. Dem SWR sind die jeweils gültigen Zertifikate (§ 4) während der Vertragslaufzeit auf Anforderung unverzüglich vorzulegen.
5. Dem SWR ist auf Verlangen Zugang zu den relevanten Prüfberichten der beauftragten technischen Überwachungsorganisation zu gewähren.
6. Der AN garantiert die volle Entsorgungssicherheit unabhängig von den jeweils zu entsorgenden Entsorgungsmengen und unabhängig von etwaigen Kapazitätsengpässen in den Entsorgungsanlagen. 
7. Im Fall von Änderungen der auf diesen Vertrag anwendbaren bzw. relevanten rechtlichen Bestimmungen hat der AN den SWR unverzüglich entsprechend zu informieren und alles ihm Mögliche zu tun, um die volle Entsorgungssicherheit auch unter den geänderten rechtlichen Bestimmungen zu gewährleisten. 
8. Der AN verpflichtet sich, unmittelbar nach Abschluss dieses Vertrages, die von ihm geschlossenen Verträge zur Sicherung der Anlagenkapazitäten vorzulegen. 
9. Der AN ist sich darüber bewusst, dass der SWR den AN mit der Erbringung der in diesem Vertrag geregelten Entsorgungsleistungen vorbehaltlich einer Beleihung anderer Entsorgungsunternehmen durch die zuständigen Behörden beauftragt. Der AN wird sich in diesem Fall nach besten Kräften bemühen, die behördlichen Genehmigungen zur Durchführung der in diesem Vertrag festgelegten Entsorgungsleistungen einzuholen bzw. als behördlich genehmigter Subunternehmer des jeweils Beliehenen tätig zu werden. Sollte der AN die entsprechenden Genehmigungen nicht erhalten oder eine bereits erteilte Zustimmung nachträglich entfallen, ist der SWR zur fristlosen Kündigung der betroffenen Leistungen berechtigt. Der AN verzichtet für diesen Fall auf jede Regressforderung gegenüber dem SWR.
10. [bookmark: _Ref235236513]Der AN erbringt die vertraglich vereinbarte Leistung in eigener Verantwortung. Er hat sämtliche in seinem Eigentum befindlichen Geräte, Maschinen, Fahrzeuge, Behältnisse sowie sonstige Betriebsmittel auf seine Kosten zu betreiben, zu unterhalten und jeweils die gesetzlichen, behördlichen und hygienischen Anforderungen sowie Auflagen zu erfüllen.
11. Der AN führt entsprechend UVV (Unfallverhütungsvorschriften) in geregelten Abständen neben der Wartung eine UVV-Prüfung seiner Betriebsmittel durch. Die Sammlung der Belege gemäß gültigen Bestimmungen erfolgt zentral beim AN.
12. Der AN hat während seines Aufenthaltes auf dem SWR-Gelände die Sicherheitserfordernisse des SWR zu berücksichtigen.
13. Die entsprechend den geltenden Richtlinien für das Befahren des Betriebsgeländes des SWR zugelassenen Fahrzeuge müssen eine gültige Straßenverkehrszulassung besitzen und eine deutliche Firmenkennzeichnung tragen. 

[bookmark: _Toc283043324]§ 7 Pflichten des SWR
1. Die jeweiligen Fachbereiche des SWR stehen dem AN für alle technischen Rückfragen zur Verfügung und geben ihm alle für die Durchführung notwendigen Unterlagen.
2. Die Kosten für Anschluss und Verbrauch von Strom an den SWR-Standorten trägt der SWR. 
3. Der SWR verpflichtet sich die Betriebsmittel des AN pfleglich zu behandeln. Eventuell durch den SWR verursachte Schäden, die nachweislich auf eine falsche oder unpflegliche Bedienung der Betriebsmittel zurückzuführen sind, werden vom SWR auf eigene Kosten umgehend behoben. Sollte der SWR die Schäden nicht beheben, so ist der AN berechtigt diese in eigener Regie zu beheben und die anfallenden Kosten dem SWR in Rechnung zu stellen. Der eventuell anfallende Mehraufwand wird durch den SWR getragen.

[bookmark: _Toc283043325]§ 8 Laufzeit und Kündigung
1. Dieser Vertrag tritt am 01.01.2025 in Kraft und endet am 31.12.2026. 
Der Vertrag kann um jeweils 12 Monate bis zu einer Höchstdauer von 4 Jahren verlängert werden, wenn nicht mit einer Frist von drei Monaten vor dem Ablauf der vereinbarten Vertragslaufzeit schriftlich gekündigt wird. 
Der Vertrag endet jedoch spätestens am 31.12.2028 ohne dass es einer schriftlichen Kündigung der beiden Vertragspartner bedarf. 
2. Die ersten sechs Monate des ersten Vertragsjahres gelten als Probezeit. Während der Probezeit kann der Vertrag durch den Auftraggeber unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von zwei Wochen zum Ende eines Kalendermonats gekündigt werden.
3. Eine fristlose Kündigung aus wichtigem Grund bleibt beiden Parteien vorbehalten. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn
a)	trotz schriftlicher Abmahnung mit Fristsetzung gegen eine Verpflichtung aus oder aufgrund dieses Vertrages verstoßen wird;
b) der AN Personen, die auf Seiten des SWR mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder der Durchführung des Vertrages befasst sind, mit Rücksicht auf ihre Zugehörigkeit zum SWR Vorteile angeboten, versprochen oder gewährt hat;
c) ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenz- oder eines vergleichbaren Verfahrens über das Vermögen des AN mangels Masse abgelehnt wird;
d)	wenn der AN einen gesetzlich nicht erlaubten Entsorgungsweg nutzt.
4. In den Fällen höherer Gewalt gilt § 14 Abs. 2.
5. Bei Eintritt einer Voraussetzung, die zu einer vorzeitigen Beendigung berechtigt, wird die betroffene Partei den Vertragspartner unverzüglich und umfassend über den zu Grunde liegenden Sachverhalt in Kenntnis setzen.
6. Die Benachrichtigung und die Kündigung müssen schriftlich erfolgen.
7. Der AN verpflichtet sich, bei einer Kündigung des SWR aus wichtigem Grund gem. Abs. 3 die am betroffenen SWR-Standort eingesetzten Behälter dem SWR für einen Zeitraum von maximal 6 Monaten nach Zugang der Kündigung gegen die vereinbarte Miete zur Verfügung zu stellen. Weitere Schadensersatzansprüche des SWR bleiben hiervon unberührt.

[bookmark: _Toc283043326]§ 9 Haftung, Freistellung
1. Der AN haftet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen dem SWR, dessen Personal/Beauftragten für Personen-, Sach- und Vermögensschäden, die durch den AN selbst, sein Personal, sonst von ihm Beauftragten oder Ermächtigten in Erfüllung oder bei Gelegenheit der Erfüllung des Vertrages verursacht werden.
2. Für alle Personen-, Sach- und Vermögensschäden, die Dritten durch Ausübung oder in Erfüllung der vertraglichen Verpflichtung des AN, seines Personals oder sonst von ihm Beauftragten oder Ermächtigten entstehen, haftet er allein und stellt den SWR von allen Ansprüchen frei, die gegen den SWR erhoben werden. Dies gilt auch für Kosten einer etwa notwendigen Rechtsverteidigung und Rechtsverfolgung. Diese Haftungsfreistellung gilt nicht, wenn die Schäden durch den SWR oder seinem Personal schuldhaft verursacht wurden.
3. Der AN haftet für Folge- und Umweltschäden.
4. Der AN stellt den SWR auf erstes schriftliches Anfordern von sämtlichen Ansprüchen Dritter frei, die auf einer Verletzung seiner Pflichten aus dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) bzw. Mindestlohngesetz (MiLoG) oder der von ihm beauftragten Nachunternehmer/Verleiher aus dem AEntG oder MiLoG resultieren.
Hierunter fallen u.a. Forderungen der eigenen Arbeitnehmer des AN, Forderungen der Arbeitnehmer weiterer Nachunternehmern sowie beauftragten Verleihbetriebe, behördliche Forderungen wie z.B. Bußgelder, behördlich erteilte Auflagen als auch hiermit zusammenhängende Rechtsverfolgungs- und Rechtsverteidigungskosten. 
5. Der AN verpflichtet sich, den SWR unverzüglich darüber in Kenntnis zu setzen, wenn gegenüber dem AN Ansprüche eigener Arbeitnehmer oder vom AN eingesetzter Nachunternehmer geltend gemacht werden, sofern diese Ansprüche im Zusammenhang mit dem AEntG oder MiLoG stehen oder wenn gegen den AN ein Ordnungswidrigkeitsverfahren eingeleitet worden ist, das im Zusammenhang mit dem AEntG oder MiLoG steht.

§ 10 Versicherung
1. Der AN ist verpflichtet, eine Betriebshaftpflicht- und Umweltversicherung während der gesamten Vertragslaufzeit aufrecht zu erhalten, um alle im Zusammenhang mit der Erbringung der vertragsgegenständlichen Leistungen entstehenden Risiken abzudecken. 
2. Der AN hat dem SWR das Bestehen des jeweiligen Versicherungsschutzes jährlich auf Anforderung nachzuweisen.
3. Der AN verpflichtet sich ferner, den SWR bei Erlöschen des Versicherungsschutzes unverzüglich zu benachrichtigen.
[bookmark: _Toc283043327]
§ 11 Vergütung
1. [bookmark: Text4]Die Vergütung des AN ergibt sich aus dem Angebot des AN vom       und den tatsächlich vertragsgemäß erbrachten Leistungen.
2. Die Einzelpreise je Standort, Abfallfraktion und Mengeneinheit ergeben sich aus der Kalkulation des AN und gelten bis zum 31.12.2025. Änderungen gem. Abs. 5 dieser Vorschrift bleiben hiervon unberührt. 
3. Eine Änderung der Preise aus anderen als den, im Abs. 5 dieser Vorschrift genannten Gründen ist im ersten Vertragsjahr ausgeschlossen.
a. Der AN bemüht sich, solche Preiserhöhungen auch während der restlichen Vertragslaufzeit zu vermeiden.
b. Preisänderungen, außer bei gesetzlichen Änderungen oder im Abs. 5 dieser Vorschrift genannten Fällen, können bei den Entsorgungsanlagen und/oder eingeschalteten Drittfirmen keine Erhöhung der Einzelpreise zur Folge haben.
c. Die Erforderlichkeit der Preiserhöhung ist zu begründen und mit Nachweisen zu belegen. Der AN hat Preiserhöhungen dem SWR unverzüglich, spätestens jedoch vier Monate vor Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer schriftlich anzuzeigen. 
d. Während der restlichen Vertragslaufzeit ist pro Vertragsjahr nur jeweils 1 Preiserhöhung möglich.
e. Preiserhöhungen gelten dann als vereinbart, wenn: 
1. sie dem SWR fristgerecht schriftlich mitgeteilt wurden und 
1. der SWR der Erhöhung ausdrücklich zugestimmt hat.

4. Die Preiserhöhung wird jedoch frühestens im der Vereinbarung der Parteien folgenden Vertragsjahr wirksam. Unterbleibt eine fristgerechte Mitteilung der Preiserhöhung, so gelten die bisherigen Preise unverändert weiter.
5. Der AN verpflichtet sich, seinen Arbeitskräften den vollen Tariflohn zu zahlen und die sonstigen tariflichen Bestimmungen sowie Vorgaben aus den einschlägigen Landestariftreuegesetzen, dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz und dem Mindestlohngesetz einzuhalten. Dies ist dem SWR auf Anforderung nachzuweisen.
Ändern sich während der Vertragslaufzeit die tariflichen Löhne durch den Abschluss neuer Tarifverträge, an die der AN aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden ist, hat der AN diese Änderung dem SWR unverzüglich nach Kenntniserlangung schriftlich anzuzeigen und die tariflichen Veränderungen nachzuweisen. Die Änderung der Vergütung wird in diesem Fall ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung wirksam. Die Nachweispflicht für jegliche Tariflohnerhöhung trägt der AN. Der Nachweis kann durch ein Beschlussprotokoll des entsprechenden Tarifverbandes erbracht werden.
6. Kommt eine Einigung über den neuen Vertragspreis in den, im Abs. 3 geregelten Fällen nicht zustande, so kann jeder Vertragspartner den Vertrag mit einer Frist von vier Monaten kündigen. Bis zum Ablauf des Vertrags gilt der zuletzt vereinbarte Preis weiter. 
7. Bei Preissenkungen aufgrund neuer Gesetze und gesetzlicher Normen, insbesondere bei Preissenkungen der Entsorgungsanlagen, ist der AN verpflichtet, diese in vollem Umfang an den SWR unverzüglich durchzureichen. 
8. Eine strukturell bedingte Reduzierung der Standorte oder dort aufgestellter Behälter hat keine Preisänderung zur Folge.
9. Die Preise für andienungspflichtige Abfälle richten sich nach den jeweiligen Satzungen und Preislisten des Anlagenbetreibers und werden ohne weiteren Aufschlag vom AN an den SWR durchgereicht. 
Die Preise der Behandlung oder Verwertung von gefährlichen Abfällen (Erlöse oder Kosten) sind dem SWR anhand von Angaben der Verwerter (z.B. Abnahmevereinbarungen oder Preislisten) offenzulegen und an diesen ohne Abzug bzw. Aufschlag weiterzugeben.
	Unter Behandlung wird die Sortierung oder Demontage mit anschließender Vermarktung an Verwerter, unter Verwertung die stoffliche bzw. energetische Rückführung des Abfalls in den Wirtschaftskreislauf verstanden.
	
[bookmark: _Toc283043328]§ 12 Rechnungsstellung und Zahlung
1. Elektronischer Rechnungsversand an folgende zentrale E-Mail-Adresse: Rechnungseingang-SWR@swr.de 
		Weitere Details zu den Anforderungen an den elektronischen Rechnungsversand:  siehe www.swr.de/rechnungen
2. Auf der Rechnungstellung muss immer die zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung aktuell geltende Umsatzteuer angewendet werden. 
3. Für alle Positionen des Leistungsverzeichnisses hat eine ausführliche Ortsbegehung stattgefunden. Nachforderungen aufgrund von Unkenntnis der Gegebenheiten sind ausgeschlossen.
4. Die Bezahlung erfolgt nach Vorlage einer prüffähigen Rechnung monatlich innerhalb 30 Tage netto. 


§ 13 Verschwiegenheit, Veröffentlichung, Datenschutz

1. [bookmark: _Toc283043331]Der Auftragnehmer verpflichtet sich, über alle Geschäftsvorgänge, -abläufe, Pläne, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, Unterlagen und Daten sowie als vertraulich bezeichnete oder aufgrund sonstiger Umstände erkennbar als vertraulich zu behandelnden Informationen des Auftraggebers oder der mit dem Auftraggeber verbundenen Unternehmen, die ihm aufgrund der Zusammenarbeit mit dem Auftraggeber bekannt werden, striktes Stillschweigen zu wahren. Diese Verpflichtung gilt auch über das Ende des Vertrages hinaus. Der Auftragnehmer verpflichtet sich seine Mitarbeiter ebenfalls zur strengsten Diskretion anzuhalten, besondere Sicherheitsbestimmungen aufzustellen und deren Einhaltung laufend zu überprüfen. Der Auftragnehmer wird die Verpflichtung zur Geheimhaltung auch Dritten auferlegen, die er zur Durchführung von Arbeiten beauftragt.
2. Der Auftragnehmer verpflichtet sich alle ihm übergebenen Dokumente, Papiere, Programme und Pläne, die den Auftraggeber betreffen nach Vertragsbeendigung an den Auftraggeber herauszugeben. Die Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechtes ist ausgeschlossen. Der Auftragnehmer wird auf Verlangen schriftlich bestätigen, dass er nicht mehr im Besitz von Unterlagen jeglicher Art ist, die im Eigentum des Auftraggebers stehen oder ihm vom Auftraggeber im Zusammenhang mit diesem Vertrag überlassen wurden.
3. Veröffentlichungen aller Art (auch Referenznennungen), die im Zusammenhang mit der Zusammenarbeit stehen, dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Auftraggebers erfolgen.
4. Der Auftraggeber ist unbeschadet weitergehender gesetzlicher Ansprüche berechtigt, bei jeder schuldhaften Verletzung dieser in dieser Vorschrift genannten Verpflichtungen, eine Vertragsstrafe von Euro 20.000,- vom Auftragnehmer zu fordern. Der Auftraggeber behält sich jedoch das Recht vor, vom Auftragnehmer einen darüberhinausgehenden Schadensersatz – unter Anrechnung der Vertragsstrafe – zu fordern.

§ 14 Höhere Gewalt
1. Leistungsverzögerungen aufgrund höherer Gewalt und/oder aufgrund unvorhergesehener Ereignisse wie z.B. Streik, Aussperrung, behördliche Anordnungen entbinden die Parteien bis zum Wegfall der Gründe der höheren Gewalt von der Erfüllung der entsprechenden vertraglichen Verpflichtungen. Beide Parteien haben sich hiervon unverzüglich zu unterrichten. 

2. Wird die Leistungserbringung einer Partei durch höhere Gewalt ganz oder teilweise verhindert, kann der Vertrag von der jeweils anderen Partei fristlos gekündigt werden, wenn der Fall höherer Gewalt einen Zeitraum von drei Monaten übersteigt.

§ 15 Mindestlohngesetz 
1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seinen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung der beauftragten Leistung mindestens das für die Aus-führung der Leistung geltende Mindestentgelt zu zahlen, das durch das Mindestlohngesetz (MiLoG) oder einen für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag, der dem Geltungsbereich des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) in der jeweils geltenden Fassung unterfällt oder durch eine auf ihrer Grundlage erlassenen Rechtsverordnung festgesetzt ist. 
2. Der Auftragnehmer ist zudem verpflichtet dafür zu sorgen, dass die von ihm ein-gesetzten Verleihbetriebe und Unterauftragnehmer, die in Ziffer 1 genannten Verpflichtungen zur Zahlung von Mindestentgelten einhalten und die entsprechenden Verpflichtungserklärungen in Schriftform abgeben. Die Erklärungen sind vor Einsatz des Verleihers oder des jeweiligen Unterauftragnehmers einzufordern und dem SWR vorzulegen.

3. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dem SWR auf Verlangen geeignete Nach-weise (z.B. Lohnabrechnungen, Zollanmeldungen etc.) vorzulegen, die dieser benötigt, um die Einhaltung der Verpflichtung zur Zahlung des vereinbarten Mindestentgelts zu überprüfen.
4. Der Auftragnehmer stellt den SWR auf erstes schriftliches Anfordern von sämtlichen Ansprüchen Dritter frei, die aus der Verletzung der Pflichten aus dem MiLoG oder AEntG durch den Auftragnehmer und/oder den von ihm beauftragten Verleiher / Nachunternehmer bzw. dessen Unterauftragnehmer resultieren. Hier-unter fallen u.a. Forderungen der eigenen Arbeitnehmer des Auftragnehmers, Forderungen der Arbeitnehmer weiterer Unterauftragnehmern sowie beauftragten Verleihbetriebe, behördliche Forderungen wie z.B. Bußgelder, Ansprüche von Sozialversicherungsträgern und Finanzbehörden, behördlich erteilte Auflagen als auch hiermit zusammenhängende Rechtsverfolgungs- und Rechtsverteidigungskosten.
5. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den SWR unverzüglich darüber in Kenntnis zu setzen, wenn gegenüber dem Auftragnehmer Ansprüche eigener Arbeitnehmer oder vom Auftragnehmer eingesetzter Unterauftragnehmer geltend gemacht werden, sofern diese Ansprüche im Zusammenhang mit dem MiLoG oder AEntG stehen oder wenn gegen den Auftragnehmer ein Ordnungswidrigkeitsverfahren eingeleitet worden ist, das im Zusammenhang mit den vorgenannten Ge-setzen steht.
6. Für den Fall des Verstoßes gegen die Pflichten aus dem MiLoG oder AEntG sowie für den Fall der Nichterfüllung der vorgenannten Pflichten durch den Auftragnehmer oder durch ein von ihm eingesetztes oder durch ein von Unterauftragnehmer eingesetztes Unterauftragnehmer, ist der SWR zur fristlosen Kündigung der Rahmenvereinbarung aus wichtigem Grund und zur Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen berechtigt.

§ 16 Schlussbestimmung
1. Mündliche Nebenabreden sind nicht getroffen. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages sind nur wirksam, wenn sie schriftlich abgeschlossen oder schriftlich wechselseitig bestätigt worden sind. Dies gilt auch für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses.
2. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung tritt die gesetzlich zulässige Bestimmung, die dem Gewollten am nächsten kommt. Dies gilt auch im Falle einer unbeabsichtigten Regelungslücke.
3. Erfüllungsort für die Leistungen des AN ist der Standort des SWR an dem die Entsorgungsleistungen zu erbringen sind.
4. Gerichtsstand ist Stuttgart. 
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